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17  
2/2018  

 
  

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
    
Tag und Zeit:         Donnerstag, 12. April 2018 
 
Tagungsort:         Rathaussaal    
 
Beginn:           19.05 Uhr    
 
  

A n w e s e n d e : 
 

ÖVP-Fraktion:  
 
     1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender  
     2. Vbgm.        Claudia Haberl  

  3.  EG.         Franz Huber 
  4.  GR.         Dr. Oskar Vogel  

     5.  EG.        Mag.Bernhard Roither  
     6.  GR.         Ing. Harald Mayrhofer 
    7.  GR.         Friedrich Seiringer-Gaubinger 
     8.  GR.         Franz Bauer 
     9.  GR.         Markus Muhr 

10.  GR.         Dr.Renate Geist-Krojer 
11.  GR.         Peter Reiter  
12. GR.         Jakob Moser 
13.  GR.        Gerald Egger  
 

 
 

FPÖ-Fraktion:  
 

14.  Vizebgm.     Karin Hemetsberger  
15.  GR.        Dipl.-Ing. Sepp Hoyer  
16.  GV.         Rudolf Hemetsberger  
17.  GR.        Mag. Erich Kaniak 
18.  GR.         Siegfried Schmuck  
19.  EG.         Walter Sailer 
20.  GR.         Christa Leeb-Dorfer  

 
 

SPÖ-Fraktion:  
  
   21.  GV.         Ing. Kurt Berger   

22. EG.         Daniel Vondrasek 
23.  GR.         Sandra Grausgruber  
24.  GR.         Harald Huber  
25.  EG.         Jürgen Pürstinger 
26. GR.         Gerald Mayrhofer  
27.  GR.         Rudolf Stockinger 
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GRÜNE-Fraktion:  
 

28.  GV.         Claudia Hauschildt-Buschberger  
29.  EG.         Dr. Gesine Tostmann 
30.  EG.         Johann Ebner 
31.  GR.         Dr. Dunja Lamatsch  

  
 
 
Bürgerfragestunde / keine Anfragen 
 
2 Zuhörer 
 
  
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter 

Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 3.04.2018 öffentlich kundgemacht 
  wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 08.02.2018 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird Amtsleiter Manfred Binder bestimmt 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionen folgende Gemeinderats-
mitglieder bekannt gegeben:  
 

 
Für die ÖVP-Fraktion:     GR.Dr.Oskar Vogel 

 
Für die SPÖ-Fraktion:    GV. Ing. Kurt Berger 

 
Für die FPÖ-Fraktion:    GV. Rudolf Hemetsberger  

 
Für die GRÜNE-Fraktion:  GV. Claudia Hauschildt-Buschberger  
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Berichte des Bürgermeisters: 
 

1) LH Thomas Stelzer teilt schriftlich mit, dass die Landesregierung am 5. Februar 2018 die 
Neuordnung der Landesausstellungen und Landesgartenschauen endgültig beschlossen hat und 
daher die Landesausstellung „Versunken. Aufgetaucht. 6.000 Jahre Siedlungsgeschichte im 
Seengebiet“ mit dem Schwerpunktthema Weltkulturerbe Pfahlbauten im Jahr 2027 in der 
Marktgemeinde Seewalchen am Attersee, sowie in Attersee und Mondsee zur Umsetzung 
gelangen wird.  
 

2) Das Landesverwaltungsgericht O.Ö. teilt mit, dass die Beschwerde des Baum. Ing. Norbert 
Hartl betr. Errichtung des Pfahlbauspielplatzes auf der Promenade in Seewalchen als 
unbegründet abgewiesen und der Antrag auf Zuerkennung der Parteistellung, 
Bescheidzustellung und Akteneinsicht  zurückgewiesen wurde, und dass gegen dieses Erkenntnis 
keine ordentliche Revision zulässig ist, allerdings die Möglichkeit einer Beschwerde beim 
Verfassungsgerichtshof oder eine außerordentliche Revision beim Verwaltungsgerichtshof.  

 
3) Das Landesverwaltungsgericht O.Ö. hat nach Durchführung einer öffentlichen Verhandlung am 

9. April in Linz der Beschwerde des Baum. Ing. Norbert Hartl betr. Abweisung seines 
Antrages auf Erteilung einer Bauplatzbewilligung stattgegeben und im sofort 
kundgemachten Urteil die Bauplatzbewilligung erteilt. Als Begründung führte der Richter an, 
dass die rechtlichen Grundlagen für die geforderte kostenlose Grundabtretung des dem 
Bauplatz vorgelagerten, im asfaltierten Teil der Promenade liegenden, Grundstreifens des Herrn 
Hartl, nicht gegeben seien. Der dieser Forderung zugrunde liegende Gemeinderatsbeschluss sei 
nicht umzusetzen, weil der dementsprechende Bebauungsplan „Promenade“ noch nicht 
rechtskräftig sei. Erst nach Rechtskraft des Bebauungsplanes sei es möglich, die Grundabtretung 
zu verlangen. Der Richter wies allerdings darauf hin, dass die kostenlose Grundabtretung als 
Enteignung anzusehen ist, und für dieses Verfahren wegen des Eingriffs in das Eigentumsrecht die 
Darstellung der Notwendigkeit der Abtretung ein wesentliches Entscheidungskriterium sein wird. 
Durch die vom Landesverwaltungsgericht erteilte Bauplatzbewilligung kann das 
Baubewilligungsverfahren des Baum. Hartl (Abbruch und Neubau) fortgesetzt und über die 
beantragte Erteilung einer Ausnahmegenehmigung im Neuplanungsgebiet entschieden werden. 

 
4) Aufsichtsbeschwerde des Herrn Josef Gebetsberger, Hainingerbach. Herr Gebetsberger hat 

beim Land O.Ö. eine Aufsichtsbeschwerde eingereicht betr. Ablehnung der Entfernung von mit 
dem Schneepflug im Zuge des Winterdienstes auf der Zufahrtsstraße Wies in Litzlberg auf seine 
angrenzenden Wiesen eingebrachtes Straßenmaterial (Fräsgut). Das Land O.Ö. hat die 
Aufsichtsbeschwerde unter Verweis auf die Bestimmungen des § 21 Abs. 3 des O.Ö. 
Straßengesetzes 1991 abgewiesen. Dem zu Folge  haben die Anrainer entlang von öffentlichen 
Straßen die Ablagerung des Schneeräumgutes auf ihren Grundstücken zu dulden, wobei hierin 
auch alle im Schnee enthaltenen Stoffe wie Salz, Splitt, Staub, Schotter, Straßenschmutz, Laub 
usw. zu dulden, wobei auch die Ablagerung von mit der Schneeräumung verfrachteten Fräsgut als 
Bestandteils des Straßenbelages zu dulden ist.  

 
5) Tourismusverband Attersee. Nach dem Ausscheiden von Christina Hainbuchner / Hotel Häupl 

aus dem Vorstand des Tourismusverbandes wurde vor Kurzem auf Vorschlag von Bgm. Reiter 
Sebastian Kritzinger / Cafe Eiszeit in den TV-Vorstand aufgenommen. 

 
6) Müllabfuhrgemeinschaft. Die Gemeinde Unterach möchte aus der Müllabfuhrgemeinschaft der 

Gemeinden Attnang, Lenzing, Schörfling, Seewalchen, Steinbach, Weyregg und Unterach 
aussteigen und hat bereits eine Austrittserklärung übermittelt. Begründet wird das mit der 
erschwerten Bereitstellung von Schüttern für die Müllabfuhr und mit einer kürzeren 
Entsorgungsstrecke Richtung Mondsee und Salzburgerland durch ein anderes Unternehmen. Mit 
dem – rechtlich problematischen – Austritt von Unterach wäre auch eine Rückforderung der 
Kapitalbeteiligung und der Gemeindebeiträge für die Rücklage zur Anschaffung eines neuen 
Müllfahrzeugs verbunden.  
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7) Kostenpflichtige Nachmittagsbetreuung im Kindergarten. Lt. Mitteilungen der beiden 
Kindergartenleitungen kommen auch nach der Einführung von Kostenbeiträgen für die 
Nachmittagsbetreuung alle Betreuungsgruppen im 2. HJ 2018 zustande. Die Zahl der 
Abmeldungen und auch die Aufregung hielten sich sehr in Grenzen. Zur Vermeidung der 
Zahlungspflicht holen nun einige Eltern die Kinder, die bisher so um ½ bis ¾ 2 Uhr abgeholt 
wurden, bereits um 13 Uhr ab. Konkret: KGS – 16 Kinder in Nachmittagsgruppe (3 Abmeldungen). 
KGR – 34 Kinder in Nachmittagsgruppen ( 6 Abmeldungen). 

 
8) Überregionale Verkehrsplanung Schörfling – Lenzing – Seewalchen. Bei einem Gespräch von 

Bgm. Gründl und Bgm. Reiter mit einer Vertreterin der Asfinang wurde seitens der Asfinag ein 
positives Aviso für die Errichtung eines Autobahn-Vollanschlusses für Schörfling gegeben. Für die 
weiterführenden Planungen auf den umliegenden Landes- und Bundesstraßen („Nordumfahrung“) 
wird ein Planungsbüro mit einer Projektstudie beauftragt. Die Kosten tragen Land, Asfinag und 
Gemeinde Schörfling.  

 
9) Für die Generalsanierung der Straßenbeleuchtung werden mit Beschluss der Landesregierung 

vom 5. März Bedarfszuweisungsmittel BZ in Höhe von € 50.000.- aus dem Ressort von LR 
Hiegelsberger flüssig gemacht. 

 
10) Die Kompostieranlage Schausberger in Gampern teilt mit, dass der Tonnenpreis für die 

Verarbeitung der Biotonnenabfälle von 49.- auf 58.- Euro erhöht wird. Nach wie vor sind in den 
Biotonnen sehr viele Fehlwürfe enthalten (vor allem Verpackungsmaterial wie Plastik, Glas !!, 
Metall !!) wird die Aussortierung und Entsorgung dieser Materialien mit € 110.- pro Tonne ver-
rechnet (in der Februarabrechnung war das für die Gemeinde Seewalchen ein Betrag von € 59.-). 

 
11) Im Zuge der für den Rechnungsabschluss erforderlichen Bauhof-Arbeitsberichte wurde u.a. auch 

eine Aufwandsliste von Bauhofleistungen für Vereine und Institutionen erstellt. Daraus 
ergeben sich für 2017 insgesamt rd. 800 Stunden, davon ca. 250 für Aktivitäten des 
Sozialausschusses (Märkte, etc.). Rein buchhalterisch ergeben sich daraus Aufwände im 
Gegenwert zwischen rd. € 21.000.- und rd. € 31.000.- (je nachdem, ob der „Interne Stundensatz“ 
mit 27.- oder der „externe“ mit 39.- angesetzt wird). Auf die Leistungen für die Aktivitäten des 
Sozialausschusses entfallen somit rechnerische Kosten in Höhe zwischen rd. 6.800.- und 9.800.- 
Euro. 

 
12) Die BH Vöcklabruck Verkehrsabteilung teilte mit, dass der beantragte Zebrastreifen in Neu-

Steindorf (auf Höhe Egelseestraße) nicht genehmigt werden kann, da trotz merkbarer 
Reduzierung der Durchschnittsgeschwindigkeit und der  V 85 die für eine Genehmigung 
erforderlichen Geschwindigkeitslimits nur in einer Richtung unterschritten werden. 

 
13) LR Steinkellner teilt mit, dass aus seinem Ressort ein Landeszuschuss in Höhe von € 7.124.- für 

die im Jahr 2017 erfolgte Errichtung von 2 Buswartehäusern in Moos und in der Anton Bruckner 
Straße gewährt werden. 

 
14) In der Sitzung der Landesregierung am 9. April wurde die Flüssigmachung der 

Bedarfszuweisungsmittel BZ aus dem Ressort von LR Hiegelsberger für den Umbau des 
Feuerhauses in Steindorf in Höhe von € 168.000.- beschlossen.  

 
15) Information gem. O.ö. Grundverkehrsgesetz 2006 – zu folgenden Rechtsgeschäften wurden 

vom Bürgermeister positive Stellungnahmen abgegeben: 
a) Kaufvertrag Brucknerstraße Projekterrichtungs GmbH an Andre Ferreira Pereira, Erwerb Teile 

des Grundstückes Nr. 2066/6, EZ 2066 KG Seewalchen (Wohnung) 
b) Kaufvertrag Holzinger Anton an Dipl.Ing. Klaus Lohninger, Erwerb der Grundstücke Nr. 1011, 

3467, 3500, 3554, 3555, EZ 1581 KG Seewalchen im Ausmaß von 40.187 m²  
c) Kaufvertrag Helmut Emrich an Mag. Barbara Schaffler-Stockhammer, Erwerb Teile des 

Grundstückes Nr. 468/1 und 492/2, EZ 1034 KG Litzlberg 378/1070 zu Top 1; 198/1070 zu Top 
3; 10/1070 zu Top 6; 20/1070 zu Top 7; 18/1070 zu Top 8 
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Vor Eintritt in die Tagesordnung werden vom Vorsitzenden die Tagesordnungspunkte 7 und 15 
von der Tagesordnung abgesetzt. 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs.3 der o.ö. Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeitsantrag, 
folgenden Punkt auf die Tagesordnung der am 12.04.2018 stattfindenden Gemeinderatssitzung zu 
nehmen:  
 
Verkehr 
Litzlberg – Querungshilfe, Bushaltestelle, Gehsteigverlängerung 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr.  2 
 
Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs.3 der o.ö. Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeitsantrag, 
folgenden Punkt auf die Tagesordnung der am 12.04.2018 stattfindenden Gemeinderatssitzung zu 
nehmen:  
 
Volksschul - Neubau 
Kostenüberschreitung – Stellungnahme zum Schreiben des Generalübernehmers vom 6.4.20218 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr.  3 
 
Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs.3 der o.ö. Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeitsantrag, 
folgenden Punkt auf die Tagesordnung der am 12.04.2018 stattfindenden Gemeinderatssitzung zu 
nehmen: 
 
Bebauungsplan Nr. 62 „Industriebauzone“ 
Beschlussfassung betreffend die Erlassung des Bebauungsplanes Nr. 62 „Industriebauzone“. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr.  4 
 
Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs.3 der o.ö. Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeitsantrag, 
folgenden Punkt auf die Tagesordnung der am 12.04.2018 stattfindenden Gemeinderatssitzung zu 
nehmen: 
 
Kanalbaufinanzierung 
Annahme eines Fördervertrags von der Kommunalkredit Public Consulting GmbH zur Finanzierung der 
Kanalbauabschnitts BA 20 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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1. Rechnungsabschluss für das Finanzjahr 2017  
 
Der Entwurf des Rechnungsabschlusses samt der Vermögens- und Schuldenrechnung für das 
Finanzjahr 2017 ist zwei Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme im Marktgemeindeamt aufgelegen. 
Gegen diesen Entwurf wurden keine Erinnerungen eingebracht. Siehe im Akt befindlichen Bericht der 
Finanzabteilung zum ordentlichen und außerordentlichen Haushalt. 
 
Der Prüfungsausschuss hat den Rechnungsabschluss an Hand der von der Finanzabteilung 
vorgelegten Zahlen und Daten am 27. März 2018 eingehend geprüft. 
 
Der Vorsitzende ersucht den Obmann des Prüfungsausschusses um seinen Bericht und Antrag! 
 
 
KASSEN – IST – BESTAND  per  31.12.2017:   
 
€     17,960.636,20 Gesamteinnahmen 
€     17,802.130,70 Gesamtausgaben 
€          158.505,50      Ist – Überschuss                               
 
 
ORDENTLICHER  HAUSHALT: 
 
€     11,003.142,74      Einnahmen 
€     10,733.403,82      Ausgaben 
--------------------------------------------------- 
€          269.738,92     Sollüberschuss 
 
 
 
AUSSERORDENTLICHER  HAUSHALT: 
 
€     1,531.856,72       Einnahmen 
€     2,493.038,61       Ausgaben 
---------------------------------------------- 
€       -961.181,89      Sollfehlbetrag 
 
 
 
VERMÖGENS- U. SCHULDENRECHNUNG: 
 
Vermögenstand per 31.12.2017     €  25,866.532,71 
Schuldenstand per   31.12.2017     €    4,521.486,56 
Haftungsstand per   31.12.2017     €    1,555.104,75 
Rücklagenstand per 31.12.2017     €    1,774.176,22  
Pro-Kopfverschuldung per 31.12.2017  €              832,52 
 
Prüfungsausschuss-Obmann Stockinger stellt den Antrag, den Rechnungsabschluss für das 
Finanzjahr 2017 mit den genannten Summen zur Kenntnis zu nehmen. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Stockinger gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest.  
 
Prüfungsausschuss-Obmann Stockinger stellt den Zusatzantrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Prüfungsausschusses, € 200.000,- vom 
ausgewiesenen Sollüberschuss der Zukunftsrücklage für Grundankäufe zuzuführen. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Stockinger gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest.  
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2. Strandbad 
Anpassung der Strandbadgebühren 
 
Wie jedes Jahr sollen die Strandbadgebühren indiziert und an den Bäderverbund angepasst werden. 
Ziel ist die Bädertarife im Bäderverbund anzugleichen bzw. zu vereinheitlichen. Die Tarife der 
Marktgemeinde Seewalchen am Attersee sind ab 2018 mit dem Bäderverbund ident (siehe im Akt 
befindliche Beilage des Bäderverbundes). 
Zu den Strandbadfinanzen ist anzumerken, dass die Gemeinde im Finanzjahr 2017 einen Abgang von 
rund € 30.000,- zu verzeichnen hat. Eine Anpassung der Tarife ist daher aus betriebswirtschaftlicher 
Sicht geboten. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes die vorliegenden 
Strandbadgebühren lt. Beilage zu beschließen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 

3. Neue Volksschule: Freiraumgestaltung – Photovoltaik – Glasfaseranschluss 
Projekt - Finanzierung 
 
Im Rahmen dieser Projekte sollen die Freiraumgestaltung bei der neuen Volksschule, eine 
Photovoltaikanlage sowie eine Internet Breitbandversorgung für die neue Schule realisiert werden. Die 
geschätzten Gesamtkosten für diese Investitionen betragen lt. vorliegender Kostenschätzungen: 
 
Busspur mit Umkehrschleife u. Stellplätzen etc.     € 224.520 
Photovoltaikanlage mit 10,7 kWh           €   20.868 
Herstellung u. Errichtung Internet-Glasfaseranschluss  €     9.000 
Summe incl. Ust.                  € 254.388 
    
Diese Kosten, welche im Rahmen des Volksschulneubaus nicht gefördert werden, können im Rahmen 
des Kommunal-Investitionsgesetzes 2017 mit 25% (Bundesförderung) gefördert werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den 1. Antrag, 
die vorliegenden Projekte mit einem Gesamtinvestitionsvolumen von € 254.388 im Jahr 2019 zu 
realisieren und einen entsprechenden Förderantrag im Rahmen des Kommunal-Investitions-
gesetztes 2017 zu stellen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
Der Bürgermeister stellt den 2. Antrag, 
den vorliegenden Finanzierungsplan zu beschließen. 
 
GR.Harald Huber wendet ein, dass die Photovoltaikanalage für eine Schule zu klein dimensioniert sei.  
 
AL Binder antwortet, diesbezüglich bereits mit dem Projektanten gesprochen zu haben. Der Hauptgrund 
sei, dass die Schule im Juli und August geschlossen sei, es werde jedoch die Dimensionierung noch 
einmal überrechnet. 
 
GR.Ing.Hoyer sagt,  man habe betreffend Schulneubau eine Planungsfirma beauftragt und jetzt habe 
man fast bei jeder Gemeinderatssitzung irgendeinen Zusatzauftrag. Alleine wenn er an die 
Verkehrssituation denke. Der Planer habe  sich nicht einmal Gedanken darüber gemacht, wie die Zu- 
und Abfahrt geregelt werde. Er befürchte, dass  die Kosten explodieren werden und er würde fordern, 
dass die Gemeindevertetung mit der GSG ein erstes Gespräch bezüglich Kostenentwicklung des 
Schulbauprojektes führe. 
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Der Bürgermeister antwortet,  ein Verkehrskonzept sei sehr wohl Bestandteil der Einreichplanung. 
Außenanlagen werden jedoch nicht im Rahmen vom Schulbau  gefördert. Da müsse man andere Förder-
töpfe suchen und da biete sich das  Investitions-Förderungs-Gesetz des Bundes an.   
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 

4. Schulwegsicherung 
Abschluss eines Bestandvertrages mit der Röm. Kath. Pfarre Seewalchen 
 
Auf Grund der laufenden Bauarbeiten für den Neubau der Volksschule in Seewalchen am Attersee war 
es notwendig, bis zur Fertigstellung eine provisorische Bushaltestelle im Bereich zwischen Rathaus 
und Eislaufplatz zu errichten. Die Schüler sollen gefahrlos über den bestehenden „Schulweg“ 
(Wohnstraße zwischen Schulzentrum und Kirche) zur bzw. von der provisorischen Schülerbushalte-
stelle gehen. Die für die Errichtung eines entsprechenden, provisorischen Gehwegs erforderliche 
Grundinanspruchnahme von der Pfarre bildet die Grundlage dieses Vertrages. Die Gebrauchsüber-
lassung erfolgt unentgeltlich. 
 
GR. Dr. Lamatsch fragt wie es mit den Quer-Parkplätzen ausschaue. 
 
Der Bürgermeister betont, diese werden um markiert. Es sei nicht vergessen worden, sondern werde im 
Zuge mit anderen Markierungen gemacht. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstands den vorliegenden Bestands-
vertrag mit der Röm. Kath. Pfarre Seewalchen abzuschließen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 

5. Fütterungsverbot - Wildvögel 
Änderung der Verordnung vom 28.9.2017 
 
Bei der letzten GVS – Sitzung im März war Frau Bauer, eine ausgewiesene Tierschützerin und Fachfrau 
für Schwäne, anwesend. Sie erklärte eingehend, warum sich die Jungschwäne alle Jahre wieder am 
Seeabfluss im Bereich der Promenade sammeln von wo sie sich auf die Suche nach einem geeigneten 
Brutplatz an einem anderen Gewässer aufmachen müssen. 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 28. Sept. 2017 ein allgemeines Fütterungsverbot von 
Wildvögeln beschlossen, was nun teils dazu führt, dass die Jungschwäne nach einem langen Winter zu 
schwach sind um weg zu fliegen. Damit sie dazu kräftig genug sind, schlägt Frau Dr. Bauer eine 
kontrollierte Winterfütterung von November bis März durch Tierschutzfachleute vor. Diese Fütterung soll 
weitgehend unbemerkt durch die Bevölkerung erfolgen.  
 
Die Gemeindevorstandsmitglieder sprechen sich nach eingehender Beratung mehrheitlich für diese 
kontrollierte Fütterung in den Monaten November bis März durch ausgewiesene Fachleute aus. Die 
bestehende Verordnung soll also dahingehend abgeändert bzw. ergänzt werden.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
die am 28.9.2017 beschlossene Verordnung betreffend Wildvögel-Fütterungsverbot in der 
vorliegenden Form abzuändern und die vorliegende Verordnung zu beschließen. 
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Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 29 Stimmen ÖVP-Fraktion: 12 alle außer Dr. Vogel (Stimmenth.) 

   SPÖ-Fraktion: 6 alle außer Ing. Berger (Stimmenth.) 

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion: 4  

Stimmenthaltungen 2 Stimmen ÖVP-Fraktion: 1 Dr. Vogel 

   SPÖ-Fraktion: 1 Ing. Berger 

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion:   

 
 
 

6. Datenschutz 
Datenschutzservice – Abschluss eines Supportvertrages mit der Oö. Gemdat 
 
Die Datenschutz – Grundverordnung tritt mit 25. Mai 2018 in Kraft und regelt das Recht auf Schutz 
personenbezogener Daten EU – weit. Sie gilt für die Verarbeitung von gespeicherten Daten in einem 
Dateisystem wie Erfassen, Ordnen, Speichern, Abfragen, Offenlegung etc. 
 
Die Umsetzung der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des Datenschutz-Anpassungsge-
setzes stellen die Städte und Gemeinden vor große Herausforderungen. Schließlich werden gerade im 
kommunalen Bereich umfassend personenbezogene, datenschutzrechtlich relevante Daten verarbeitet. 
 
In der Datenschutz-Grundverordnung werden die Gemeinden verpflichtet, einen Datenschutzbe-
auftragten zu bestellen. Dieser ist verantwortlich dafür, dass die Bestimmungen der DSGVO einge-
halten werden. Neben der Kenntnis der Bestimmungen in der DSGVO benötigt dieser ein fundiertes 
Fachwissen in den Bereichen Recht, Technik und Organisation. 
 
Die Gemdat Oö. biete den Gemeinden an, die Aufgaben des Datenschutzbeauftragten gegen Entgelt zu 
übernehmen. Dabei wird ein Maßnahmenkatalog, zugeschnitten auf die jeweilige Gemeinde, mit 
Handlungsempfehlungen, Arbeitsbehelfen und Schulungsprogramm erstellt. Die Kosten für die 
Marktgemeinde Seewalchen am Attersee betragen, abgesehen von einer einmaligen Gebühr in Höhe 
von € 1.824,- excl. Ust. monatlich € 252 € excl. Umsatzsteuer. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstands den vorliegenden 
Supportvertrag mit der Gemdat OÖ GmbH. & Co KG abzuschließen. 
 
GR.Ing.Hoyer meint, dass der Betrag auf den ersten Blick nicht hoch erscheine, wenn man jedoch 
rechne, dass das in Oberösterreich für rund 500 Gemeinden wirksam werde, sei das für die Gemdat ein 
unglaublich hoher Betrag. Man sollte  noch einmal mit der Gemdat reden, um vielleicht noch einen 
Nachlass zu erwirken. 
 
GR.Dr.Vogel sieht schon den hohen Aufwand für die Gemdat, man rede da von 2 Monatsstunden 
Technikerkosten, was nicht wirklich so viel sei.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 

TOP 7 wurde von der Tagesordnung abgesetzt! 
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8. Rechtsangelegenheit - Gemeingebrauch Seepromenade 
Genehmigung der Berufungsschrift vom 8.1.2018 
 
Frau Vizebürgermeisterin Claudia Haberl erklärt sich zu diesem Tagesordnungspunkt befangen. 
 
Mit dem Urteil des Bezirksgerichtes Vöcklabruck 45c 317/17d-10 wurde vom Gericht in der Causa Ing. 
Hartl sowohl was die Einräumung eines Servituts als auch die Ersitzung der Dienstbarkeit betrifft, die 
Klage der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee abgewiesen (siehe im Akt befindliches Urteil). 
 
In der Sitzung des Gemeindevorstandes 30.11.2017 wurde der Rechtsvertreter der Gemeinde mit der 
Einbringung einer Berufung an das Landesgericht Wels gegen dieses Urteil beauftragt. Mit Beschluss 
des Gerichtes vom 22.2.2018 wurde unser Rechtsvertreter aufgefordert, den eingebrachten 
Berufungsschriftsatz vom 8.1.2018 aufgrund der Sachlage vom Gemeinderat genehmigen zu lassen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag,  aufgrund der einstimmigen Empfehlung des 
Gemeindevorstandes, die im Namen der klagenden Partei Marktgemeinde Seewalchen am 
Attersee im Verfahren 45 C 317/17d des Bezirksgerichtes Vöcklabruck (22 R 55/18x des 
Landesgerichtes Wels) gegen das Urteil I. Instanz vom 23. November 2017 eingebrachte 
Berufungsschrift vom 08. Jänner 2018 zu  genehmigen . 
 
GV. Ing. Berger ersucht den Bürgermeister nachzuschauen, er glaube es sei keine einstimmige 
Empfehlung des Gemeindevorstandes gewesen, weil er sich im Gemeindevorstand dagegen 
ausgesprochen habe und das auch heute tun werde. 
 
Der Bürgermeister korrigiert sich dahingehend. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 22 Stimmen ÖVP-Fraktion: 12 ohne Vizebgm. Haberl (befangen!) 

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion: 3 
Hauschildt-Buschberger, Ebner, 
Dr.Tostmann 

      

Gegen den Antrag 1 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion: 1 Ing. Berger 

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion:   

 

Stimmenthaltungen 7 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion: 6 
Vondrasek, Grausgruber, Huber, 
Pürstinger, Mayerhofer, Stockinger 

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion: 1 Dr. Lamatsch 

 
 

 
9. Straßenbau 2018 
Zuschlagsentscheidung Bauarbeiten 
 
Für den Straßenbau 2018 wurde ein nicht offenes Verfahren ohne vorherige Bekanntmachung aufgrund 
der Bestimmungen des BVG durchgeführt. In dieser Ausschreibung sind die Erd- und Baumeister-
arbeiten für Straßenunterbau, Nebenanlagen (Entwässerung, Randleisten, etc.) sowie die Asfaltierung 
enthalten. Die sog. „Spritzdecken“ (eigentlich: Tränkdecken) wurden in einem eigenen Verfahren 
ausgeschrieben, da es dafür eigene Anbieter gibt. 
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Die Angebotsöffnung war am 05.04.2018. Die Angebote wurden von der Bauleitung, Herrn DI Köttl, 
geprüft. Im Hinblick auf die Unterdeckung im Budget wird vorgeschlagen, die Ergebnisse rechtzeitig vor 
Baubeginn erfolgenden Straßenbegehungen mit den Grundanrainern abzuwarten. Sollten dort und da 
(wie im Vorjahr) unvorhergesehene „Probleme“ auftauchen, dann wären diese Baulose aus dem Auftrag 
zu streichen (lt. Ausschreibung behält sich dies die Gemeinde vor). Falls alle Baulose abgewickelt 
werden können, müsste eine entsprechende Finanzierungsplanänderung vorgenommen werden (z.B. 
Bedeckung aus der ROG-Rücklage). Die finanzielle Bedeckung ist im außerordentlichen Budget bis zu 
einer Höhe von € 275.000,- gegeben. Die gesamte Vergabesumme beträgt € 316.762,90. Bei Vergabe 
aller Straßensanierungen ergibt sich demnach eine Unterdeckung von rd. € 42.000,- . 
 
Der Bürgermeister stellt den 1. Antrag, 
aufgrund des Vergabevorschlages der Bauleitung die Zuschlagsentscheidung für den Straßen-
bau 2018 an die Firma Lahnerbau Ges.m.b.H. mit dem Preis von € 273.464.,98 inkl. MWSt. zu 
treffen. 
 
GV.Hauschildt-Buschberger erinnert sich, dass das im Infrastrukturausschuss etwas anders diskutiert 
worden sei. Da sei gesprochen worden, das Budget einzuhalten und man habe auch diskutiert nach 
welchen Kriterien das passieren sollte. Man habe auch in den letzten Jahren schon gesagt, dass man 
sich auch im Straßenbau Budgetdisziplin wünsche. Insbesondere auch im Hinblick auf die Tatsache,  
dass es sich tatsächlich um reinen Straßenbau handle. Es sei z.B. bei diesen Kosten kein einziger 
Radweg berücksichtigt worden.  
 
GV .Hemetsberger R. macht auf den guten Preis der Firma Lahnerbau mit einem Preisunterschied von  
über € 160.000,-- aufmerksam. 
 
GV.Hauschildt-Buchberger war ebenfalls erstaunt über das günstige Angebot, das ändere aber nichts 
an der Tatsache, dass das Budget überschritten werde. 
 
GR.Ing.Hoyer ist absolut nicht der Auffassung. Man habe eine Bereisung aller Straßenstücke 
durchgeführt und eine Prioritätenliste festgelegt. Damals habe er sich eingesetzt, dass entsprechend 
dieser Liste eine Aufgliederung in den Ausschreibungsunterlagen erfolge. Es sei keine Frage, dass man 
darüber rede, dass man gewisse Straßenstücke heraus lasse. Er könne z.B.  sagen, dass die Straße 
Verbindungsweg Lerchenweg - Amselweg € 33.000,-- koste und die Verbindung Buchberg – 
Bankettsteine etc. koste € 38.000,--. Man habe das ja so verlangt, dass man entsprechend einer 
sachlichen Diskussion entscheiden könne, was man mache und was nicht.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion:   

      

Gegen den Antrag 4 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion: 4  

 
Der Bürgermeister stellt den 2. Antrag, 
aufgrund des Vergabevorschlages der Bauleitung die Zuschlagsentscheidung für den 
Straßenbau 2018 - Tränkdecke an die Firma Liesen Produktions- und Handelsges.m.b.H, mit dem 
Preis von € 43.297,92 inkl. MWSt. zu treffen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
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Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion:   

      

Gegen den Antrag 4 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion: 4  

 
 

10. Abwasserbeseitigung – Leitungsinformationssystem BA 19 
Zuschlagseitscheidung „Kamerabefahrung inkl. Reinigung“ 
 
Für die Kamerabefahrung inkl. Reinigung für das Leitungsinformationssystem (LIS; „Kanalkataster“) 
wurde ein nicht offenes Verfahren ohne vorherige Bekanntmachung aufgrund der Bestimmungen des 
BVerG durchgeführt. Die Angebotseröffnung war am 19.03.2018. Die Angebote wurden von der 
Bauleitung, Herrn DI Dienesch, geprüft. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund des Vergabevorschlages der Bauleitung die Zuschlagsentscheidung für die Kamera-
befahrung inkl. Reinigung aller Kanäle für das Leitungsinformationssystem (LIS) an die Firma 
Maier-Bauer Prüftechnik GmbH mit dem Preis von € 196.335,50 exkl. MWSt. zu treffen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 

11. Abwasserbeseitigung – Buchberg – BA 21 
Zuschlagseitscheidung Bauarbeiten 
 
Für die Baumeisterarbeiten des Kanalbauabschnittes 21 – Baulos - Buchberg wurde ein nicht offenes 
Verfahren ohne vorherige Bekanntmachung aufgrund der Bestimmungen des BVerG durchgeführt. Die 
Angebotseröffnung war am 04.04.2018. Die Angebote wurden von der Bauleitung, Herrn DI Dienesch, 
geprüft. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund des Vergabevorschlages der Bauleitung die Zuschlagsentscheidung für die 
Baumeisterarbeiten des Kanalbauabschnittes 21 – Buchberg an die Firma Niederndorfer 
Bauges.m.b.H. mit dem Preis von € 67.000,00 exkl. MWSt. zu treffen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 

12. Jugendtaxi 
Verlängerung der Förderung 
 
In der Gemeinderatssitzung vom 24.11.2016 wurde einstimmig beschlossen, dass der Betrieb des 
Jugendtaxis im Jahr 2017 unter den gleichen Bedingungen wie im Jahr 2016 weiterlaufen soll. 
 
Das Land OÖ fördert derzeit 50 % der Gemeindekosten. Die Jugendlichen müssen 1/3 der Kosten 
beitragen. Das Jugendtaxi wurde im Jahr 2017 von 84 Jugendlichen genutzt, das sind ca. 27 % der 
Seewalchener Jugendlichen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
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dass aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Sozialausschusses der Betrieb des 
Jugendtaxis im Jahr 2018 unter den gleichen Bedingungen wie im Jahr 2017 weiterlaufen soll. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 

 
 
13. Seniorentaxi 
Verlängerung der Förderung 
 
In der Gemeinderatssitzung vom 24.11.2016 wurde einstimmig beschlossen, dass der Betrieb des 
Seniorentaxis im Jahr 2017 unter den gleichen Bedingungen wie im Jahr 2016 weiterlaufen soll. 
 
Die Senioren müssen 1/3 der Kosten beitragen, 2/3 der Kosten zahlt die Gemeinde. Das Seniorentaxi 
wurde im Jahr 2017 von 170 Seniroen genutzt, das sind ca. 23 % der Seewalchener Senioren. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
dass aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Sozialausschusses der Betrieb des 
Seniorentaxis im Jahr 2018 unter den gleichen Bedingungen wie im Jahr 2017 weiterlaufen soll. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 

14. Straßenbezeichnung 
Änderung einer Straßenbezeichnung in der ÖKO - Siedlung 
 
Im Zuge der Ermittlung von Straßenzügen für die sogenannten GIP-Daten hat sich herausgestellt, 
dass die bisher vorgesehenen Straßenbezeichnungen in der Öko-Siedlung infolge der Bebauungsplan-
änderungen teilweise nicht mehr passend sind.  
 
Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses, dem Vorschlag der 
Bauabteilung zur Änderung der Straßenbezeichnung in der Rosenau Öko-Siedlung lt. Beilage 
zuzustimmen. 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 30 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion: 3  

Stimmenthaltungen 1 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion: 1 Hans Ebner 

 
 

TOP 15 wurde von der Tagesordnung abgesetzt! 
 

 
16. Raumordnung / ÖEK 
Grundsatzbeschlussfassung - Themen-, Ziel- und Maßnahmenkataloges zum ÖEK 
 
Endgültige Version des Problem-, Ziel- und Maßnahmenkatalogs zur Beschlussfassung. 
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Dieser wurde in der Planungsausschusssitzung vom 22.03.2018 behandelt und mit den nun 
eingearbeiteten Änderungen (Ortsplaner - Datum 2018-03-26) beschlossen. 
 
Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
die Reinschrift des Ziel- und Maßnahmenkataloges zum ÖEK vom 17.01.2018 mit den vier 
Ergänzungen vom 22.03.2018 zu genehmigen. 
 
GV.Hauschildt-Buschberger bedankt sich für den sehr konstruktiven Prozess im Planungsausschuss 
und empfindet es gut , dass jetzt etwas vorliege. Sie merkt jedoch an, dass ihr das an manchen Stellen 
wenig mutig und innovativ erscheine. Insbesondere was Bodenschutz betreffe, Ortskernbewegung und 
Klimaschutz hätte man vielleicht doch etwas konkreter werden können. Sie bedankt sich bei allen 
Planungsausschussmitgliedern für die investierte Zeit. 
 
GV.Ing.Berger meint, dass man hier einen Beschluss fasse der sicherlich für die Weiterentwicklung von 
Seewalchen sehr positiv sei. Er möchte aber auch darauf hinweisen, dass man wahrscheinlich einen 
ählichen Grundsatzbeschluss in der nächsten Sitzung haben werde, weil der momentan voliegende Plan 
noch nicht ganz den Richtlinien entspreche und der Plan, den man hoffentlich noch vor der 
Sommerpause habe,  noch einmal zu besprechen sei. 
 
Der Bürgermeister stimmt dem zu. 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
 

17. Raumordnung 
Grundsatzbeschlussfassung betreffend der Umwidmung der Grundstücke Nr. 492/2 sowie 494 
KG Litzlberg von derzeit Grünland auf D - Dorfgebiet. 
 
Herr Emrich beantrag die Umwidmung der Grundstücke 492/2 sowie 494 KG Litzlberg von derzeit 
Grünland auf D – Dorfgebiet. Der Änderungsbereich liegt im Bereich der Ortschaft Haining und wird 
zweiseitig von Grünland, einseitig von Dorfgebiet sowie einer Gemeindestraße umgrenzt. Die 
umzuwidmende Fläche hat ein Gesamtausmaß von rund 314m². 
 
Begründet wird der Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes dahingehend, dass die beiden 
Umwidmungsflächen als Baulanderweiterung der jeweils westlich gelegenen Grundstücke 468/1 und 
468/5 beabsichtigt sind. 
 
Lt. rechtskräftigen ÖEK 1 der Mgem. Seewalchen liegt der Änderungsbereich außerhalb der 
Siedlungsgrenzen. Die betreffende Änderungsfläche überschreitet zwar minimal die 
Geringfügigkeitsgrenze (300m²) – allerdings aufgrund des extrem schmalen Zuschnittes und der 
Tatsache dass kein eigenständig bebaubares Grundstück entsteht, kann aus Sicht der Ortsplanung 
von einer Änderung des ÖEK abgesehen werden. 
 
Es wird festgestellt, dass der umzuwidmende Bereich im Westen direkt an Dorfgebiet grenzt und nach 
Norden hin nur von einem schmalen Grünlandstreifen vom Anschluss an Dorfgebiet getrennt ist. Der 
Änderungsbereich kann daher als Abrundung betrachtet werden. 
 
Aus Sicht der Ortsplanung kann der Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes positiv 
bewertet werden, da es sich dabei um eine Abrundung handelt. 
 
Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
der Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 – Umwidmung der Grundstücke Nr. 492/2 
sowie 494 KG Litzlberg von derzeit Grünland auf D - Dorfgebiet zuzustimmen. 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
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18. Baurecht 
Berufung gegen den Baubewilligungsbescheid des Bürgermeisters vom 11.08.1966 betreffend 
der Errichtung einer Badehütte auf dem Grundstück 1016/30 KG Litzlberg 
 
GR Dipl. Ing. Hoyer erklärt sich zu den Tagesordnungspunkten 18, 19 und 20 befangen. 
Mit Antrag vom 01.09.1965 beantragte der damalige Eigentümer des Grundstückes 1016/30, KG 
50310 Litzlberg, nunmehr im Eigentum von Karl Ammerer-Willibald, die nachträgliche Bewilligung der 
auf diesem Grundstück zum damaligen Zeitpunkt bereits errichteten Badehütte.  
Diese Bewilligung wurde nach Abführung eines Ermittlungsverfahrens (Bauverhandlung am 
18.03.1966 samt Einholung eines Bausachverständigengutachtens) in 1. Instanz vom Bürgermeister, 
und in Abweisung einer Berufung des damaligen Hinterliegers (Adalbert Kallinger) auch vom 
Gemeinderat als Baubehörde 2. Instanz erteilt.  
Einer dagegen erhobenen Vorstellung an die damals zuständige Aufsichtsbehörde BH Vöcklabruck 
wurde Folge gegeben und der Bescheid des Gemeinderates der Marktgemeinde Seewalchen vom 
8.3.1967 aufgehoben und die Angelegenheit zur neuerlichen Entscheidung an den Gemeinderat 
zurückverwiesen. Begründet wurde diese Aufhebung mit der Verletzung des Rechtes des 
Vorstellungswerbers  auf Bescheidbegründung, zumal der bekämpfte Bescheid keine (ausreichende) 
Begründung enthalten würde. Dies wurde aus heute unerfindlichen Gründen vom Gemeinderat jedoch 
nicht vorgenommen. Somit ist das Bauverfahren de jure noch offen. Nach mehrmaligen 
Besprechungen und baurechtlichen Abklärungen kann das Bauverfahren nunmehr durch eine 
neuerliche Beschlussfassung des Gemeinderates abgeschlossen werden.  
 
Der Bürgermeister stellt den 1. Antrag, 
auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
 

a) Bekämpfter Bescheid vom 11.08.1966 
b) Gegenständliche Berufung vom 31.08.1966 
c) Vorstellungsentscheidung vom 10.10.1967 

 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
GV.Ing.Berger erklärt, versucht zu haben, sich in den Akt einzulesen, sich jedoch nicht befähigt fühle, 
über Dinge zu urteilen bei welchen Gesetze von 1875 herangezogen werden . Er werde sich bei diesem 
und auch den nächsten beiden Punkten enthalten. 
 
GV.Hemetsberger R. ist dafür, das Thema nach 52 Jahren abzuschließen, es habe ja Vorgespräche in 
dieser Angelegenheit gegeben und  die Bürger warten auf ein Endergebnis.  
 
Der Vorsitzende ersucht den Amtsleiter das vorliegende Bescheidmuster vorzulesen. 
 
Der Bürgermeister stellt den 2. Antrag, 
die gegenständliche Berufung abzuweisen und beiliegenden Bescheid zu erlassen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 24 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 1 Vondrasek 

   FPÖ-Fraktion: 6  

   GRÜNE-Fraktion: 4  

Stimmenthaltungen 6 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion: 6 
Ing. Berger, Grausgruber, Huber, 
Pürstinger, Mayrhofer, Stockinger 

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion:   
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19. Baurecht 
Berufung gegen den Baubewilligungsbescheid des Bürgermeisters vom 12.05.1966 betreffend 
der Errichtung einer Badehütte auf dem Grundstück 1016/5 KG Litzlberg 
 
Mit Antrag vom 30.08.1965 beantragten die damaligen Eigentümer des nunmehrigen Grundstückes 
1016/5, KG 50310 Litzlberg, nunmehr im Eigentum von Elfriede Kallinger-Prskawetz, die Bewilligung 
eines Neubaus einer Badehütte auf Grundstück 1016/5.  
Diese Bewilligung wurde nach Abführung eines Ermittlungsverfahrens (Bauverhandlung am 
18.03.1966 samt Einholung eines Bausachverständigengutachtens) in 1. Instanz und in Abweisung 
einer Berufung auch vom Gemeinderat als Baubehörde 2. Instanz erteilt.  
Einer dagegen erhobenen Vorstellung an die damals zuständige Aufsichtsbehörde BH Vöcklabruck 
wurde allerdings Folge gegeben und der Bescheid des Gemeinderates der Marktgemeinde 
Seewalchen vom 08.03.1967 aufgehoben und die Angelegenheit zur neuerlichen Entscheidung an den 
Gemeinderat zurückverwiesen.  
Begründet wurde diese Aufhebung mit der Verletzung des Rechtes des Vorstellungswerbers auf eine 
Bescheid Begründung, zumal der bekämpfte Bescheid keine Begründung enthalten würde.  
Dies wurde aus heute unerfindlichen Gründen vom Gemeinderat jedoch nicht vorgenommen. Somit ist 
das Bauverfahren de jure noch offen. Nach mehrmaligen Besprechungen und baurechtlichen 
Abklärungen kann das Bauverfahren nunmehr durch eine neuerliche Beschlussfassung des 
Gemeinderates abgeschlossen werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den 1. Antrag, 
auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
 

a) Bekämpfter Bescheid vom 12.05.1966 
b) Gegenständliche Berufung vom 03.06.1966 
c) Vorstellungsentscheidung vom 10.10.1967 

 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
Der Vorsitzende ersucht den Amtsleiter das vorliegende Bescheidmuster vorzulesen. 
 
Der Bürgermeister stellt den 2. Antrag, 
die gegenständliche Berufung abzuweisen und beiliegenden Bescheid zu erlassen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 23 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion: 6  

   GRÜNE-Fraktion: 4  

Stimmenthaltungen 7 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion:   

 
 
20.Baurecht 
Berufung gegen den Baubewilligungsbescheid des Bürgermeisters vom 11.8.1966 betreffend 
der Errichtung einer Badehütte auf dem Grundstück 1016/29 KG Litzlberg 
 
Mit Antrag vom 09.09.1965 beantragten die damaligen Eigentümer des nunmehrigen Grundstückes 
1016/29, KG 50310 Litzlberg, nunmehr im Eigentum von Josef Lumesberger, Karoline Lumesberger, 
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Mag. Christina Milton und Mag. Ernst Habringer, die nachträgliche Bewilligung der auf diesem 
Grundstück zum damaligen Zeitpunkt bereits errichteten Badehütte.  Diese Bewilligung wurde nach 
Abführung eines Ermittlungsverfahrens (Bauverhandlung am 18.03.1966 samt Einholung eines 
Bausachverständigengutachtens) in 1. Instanz und in Abweisung einer Berufung auch vom 
Gemeinderat als Baubehörde 2. Instanz erteilt. Einer dagegen erhobenen Vorstellung an die damals 
zuständige Aufsichtsbehörde BH Vöcklabruck wurde allerdings Folge gegeben und der Bescheid des 
Gemeinderates der Marktgemeinde Seewalchen vom 8.3.1967 aufgehoben und die Angelegenheit zur 
neuerlichen Entscheidung an den Gemeinderat zurückverwiesen.  
Begründet wurde diese Aufhebung mit der Verletzung des Rechtes des Vorstellungswerbers auf eine 
Bescheid Begründung, zumal der bekämpfte Bescheid keine Begründung enthalten würde.  
Dies wurde aus heute unerfindlichen Gründen vom Gemeinderat jedoch nicht vorgenommen. Somit ist 
das Bauverfahren de iure noch offen. Nach mehrmaligen Besprechungen und baurechtlichen 
Abklärungen kann das Bauverfahren nunmehr durch eine neuerliche Beschlussfassung des 
Gemeinderates abgeschlossen werden.  

 
Der Bürgermeister stellt den 1. Antrag, 
auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
 

a) Bekämpfter Bescheid vom 11.08.1966 
b) Gegenständliche Berufung vom 31.08.1966 
c) Vorstellungsentscheidung vom 10.10.1967 

 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
Der Vorsitzende ersucht den Amtsleiter das vorliegende Bescheidmuster vorzulesen. 
 
Der Bürgermeister stellt den 2. Antrag, 
die gegenständliche Berufung abzuweisen und beiliegenden Bescheid zu erlassen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 23 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion: 6  

   GRÜNE-Fraktion: 4  

Stimmenthaltungen 7 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion:   

 
 
Dr.A. 1:  Verkehr 
Litzlberg – Querungshilfe, Bushaltestelle, Gehsteigverlängerung 
 
Ersatzgemeinderat Hans Ebner erklärt sich zu diesem Tagesordnungspunkt befangen. 
 
Nach jahrelangen Bemühungen der Gemeinde, dem Wunsch der örtlichen Bevölkerung in Litzlberg 
nachzukommen, und diverse Verkehrssicherheitsmaßnahmen im Bereich der Bushaltestelle 
umzusetzen, liegt nun eine endgültige Planung vor. Der Beschluss des Gemeinderates für dieses Projekt 
fiel am 29. Juni 2017. Bei der Grundeinlöseverhandlung am 6. April wurde ein positives Ergebnis erzielt 
(siehe beiliegende Niederschrift).  Für die nach den Richtlinien des Landes für Straßenbauten 
erforderliche kostenlose Grundabtretung von rd. 25 m2 aus dem öffentlichen Straßengut der Parz. 2715 
KG Litzlberg, sowie für den Kauf von rd. 270 m2 aus dem Grundstück 1031/1 KG Litzlberg der 
Marktgemeinde Seewalchen zum Preis von 54.-/m2 ist ein Gemeinderatsbeschluss erforderlich. Der 
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Quadratmeterpreis wurde von den Sachverständigen des Landes mit 25% des Baulandpreises ermittelt 
(Einstufung Trenngrün, Widmung Parkfläche).  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag,  
dem im beiliegenden Verhandlungsprotokoll niedergeschriebenen Ergebnis und dem daraus 
hervorgehenden Grundverkauf bzw. der Grundabtretung zuzustimmen. 
 
GV.Hemetsberger R. betont, sich der Stimme zu enthalten, da man wisse, dass die Querungen an die  
€ 100.000,-- kosten und  ein gesicherter Zentrastreifen in unmittelbarer Nähe sei. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 24 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 1 Sailer W. 

   GRÜNE-Fraktion: 3  

Stimmenthaltungen 6 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion: 6 
Vizebürgermeisterin K.Hemetsberger, 
R. Hemtsberger, DI Hoyer, Mag. 
Kaniak, Schmuck, Leeb-Dorfer 

   GRÜNE-Fraktion:   

 
 
Dr.A. 2:  Volksschulneubau - Kostenüberschreitung 
 
Mit Schreiben vom 6.4.2018 teilt die Gemeinnützige Siedlungsgesellschaft der Gemeinde mit, dass 
gegenüber der Kostenschätzung vom 7.7.2016 eine Kostenüberschreitung eintreten wird. Die GSG 
ersucht nunmehr die Gemeinde gem. GÜ – Vertrag mit Schreiben vom 6.4.2018 um Zustimmung zum 
Baubeginn. Die Erd- und Baumeisterarbeiten sollen ehestmöglich beginnen, damit der vorgesehene 
Bauzeitplan mit Bezug der Schule zu Schulbeginn 2019/20 eingehalten werden kann. Dies auch im 
Hinblick auf die Kosten der Miete für die Containerschule. 
 
Die voraussichtlichen zu erwartenden Mehrkosten werden nach Ausschreibung von 75% aller Gewerke 
lt. Aufstellung des Generalübernehmers mit rd. € 600.000,-  brutto beziffert. 
Bei einem heute nachmittags erfolgten Telefonat mit Herrn Mag. Berndorfer von der Bildungsdirektion 
wurde von diesem mitgeteilt, dass die Mehrkostenmeldung mit entsprechenden Erläuterungen 
umgehend an die förderzuständige Bildungsdirektion zu senden ist. Diese wird die MK`s auf Plausibilität 
prüfen und anschließend mit der IKD wegen einer Änderung des Finanzierungsplanes Kontakt 
aufnehmen.  
 
Hinweis: von der seinerzeit von den Architekten und dem nunmehrigen GÜ dem Land als Basis zur 
Erstellung des Finanzierungsplanes vorgelegten Kostenschätzung wurden von den Fachabteilungen 
des Landes rd. € 300.000.- nicht anerkannt und der abgeschätzte Kostenrahmen um diese Summe 
reduziert. Weiters ist festzuhalten, dass seit Erstellung der Kostenschätzung auch ein Baukostenindex 
hinzuzurechnen wäre (ca. 4,9%). 
 
Eine nähere schriftliche Erläuterung zu den MK`s wird vom GÜ umgehend nachgereicht. 
 
Unmittelbare Kontaktaufnahme mit den Förderstellen des Landes (IKD u. BGD) und schriftliche 
Information über die zu erwartenden Mehrkosten zwecks Finanzierungsbeteiligung des Landes.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag,  
das Schreiben des Generalübernehmers GSG hinsichtlich Mehrkosten nach erfolgter 
Ausschreibung von 75% der Gewerke bzw. Leistungen zur Kenntnis zu nehmen. 
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Mit den zuständigen Förderstellen und Fachabteilungen des Landes ist umgehend das 
Einvernehmen betreffend Änderung des Finanzierungsplanes herzustellen. 
 
Um den vorgesehenen Fertigstellungstermin mit Schulbeginn 2019/20 nicht zu gefährden und 
daraus resultierende Mehrkosten (Mietkosten für die Containerschule etc.) zu vermeiden, wird 
die Zustimmung zum Beginn der Baumeisterarbeiten erteilt. 

 
GR.Ing.Hoyer empfindet es als unfassbar und wiederholt, dass mit der Planungsfirma 
gesprochen und eine komplett  neue Kostenschätzung verlangt werden müsse.  
 
Der Bürgermeister betont, dass er heute schon einige Zeilen von der GSG bekommen habe, 
um diese Erhöhungen zu erklären, jedoch zu wenig um es gegenüber dem Land plausibel 
darzustellen. Das seien jetzt die Ausschreibungsergebnisse, wir haben jetzt Hochkonjunktur 
und die Preise sind eben nicht gerade günstig. Man könne aber nicht warten bis die Preise 
wieder im Keller seien. Außerdem betont er, dass einige Abweichungen sehr wohl erklärbar 
seien und das brauche man auch gegenüber dem Land.  
 
GR.Kaniak habe es so verstanden, dass sich die Mehrkosten auf die derzeit 75 % der 
ausgeschriebenen Rechnungen beziehen, man könne also auf die restlichen 25 % warten und 
dann werde es noch teurer. Nebenbei betreffe die Kostensteigerung alle Bereiche.  
 
GV.Hemetsberger spricht sich grundsätzlich dafür aus, dem Antrag zuzustimmen, damit die 
Baumeisterarbeiten nicht verzögert werden. 
 
GV.Ing.Berger betont, dass man mit Verzögerungen nicht noch zusätzliche Kosten verursachen 
sollte. Bei einigen Gewerken seien aber die Abweichungen nicht mit der Konjunktur und auch 
nicht mit der Überlastung der Firmen erklärbar. Der Unterschied sei einfach so groß, so dass 
man davon ausgehen müsse, dass etwas anderes ausgeschrieben worden sei (wie zB. 
Linolböden statt Teppichböden). Da müsse man wirklich versuchen, mit Gesprächen die 
Kostenschätzung zu adaptieren um zu wissen, was auf einen zukomme.  
 
Vizebürgermeisterin Haberl schließt sich Herrn Ing. Berger an, die hohen Kosten anzuschauen 
und zu prüfen woher diese kommen. Sie habe es beim Schulneubau in Schwanenstadt 
gesehen, es kommen immer noch Kosten dazu und dann gebe es wichtige pädagogische 
Maßnahmen wie zB Internet und Smartboards, wo dann das Land sage, dass dies selbst zu 
finanzieren sei.  
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  

 
 
Dr.A 3. Raumordnung 
Beschlussfassung betreffend Erlassung des Bebauungsplanes Nr. 62 „Industriebauzone“ 
 

Für die aufsichtsbehördliche Genehmigung der für das Bauvorhaben (Bürogebäude der Firma 
IBZ auf dem Mittendorfer-Grundstück plus Errichtung von Parkplätzen durch die Gemeinde) 
bereits endgültig beschlossenen Flächenwidmungsplanänderung ist die Erstellung eines 
Bebauungsplanes erforderlich. Nach mehreren Besprechungen mit dem Naturschutz, dem 
Gewässerbezirk und der Raumordnungsabteilung des Landes liegt ein beschlussreifer 
Entwurf vor. Die bisher vorliegenden Stellungnahmen sind durchwegs positiv. Der BB-Plan 
kann nun endgültig beschlossen werden und gemeinsam mit dem Flächenwidmungsplan die 
aufsichtsbehördliche Genehmigung beantragt werden. 
 
Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
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den vorliegenden Bebauungsplan Nr. 62 „Industriebauzone“ endgültig zu beschließen. 
 

GV.Hauschildt-Buschberger fragt was geändert worden sei. 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass im Grundsatzbeschluss das Bürogebäude um einen Stock 
höher gewesen wäre – was jetzt weg sei und die Zufahrt in die Tiefgarage sei auf die Ostseite 
verlegt worden. Ansonsten habe sich nichts geändert.  
GR.Kanak sagt, dass bereits in den 90er-Jahren 2 Versuche gestartet worden seien, dort eine 
Tankstelle bzw. eine Garageneinheit für die damalige Firma Mittendorfer zu bauen.  Seinerzeit 
wurde das abgelehnt. Nun wachse der Ort und man hätte die Möglichkeit Eingangstor vom 
Attersee zu sein. Das Gebäude werde den Blick auf den See beeinträchtigen.  
 
GR.Ing.Mayrhofer sieht das anders und sagt, dass man von den dringend notwendigen Pendler-
parkplätzen in diesem Bereich profitiere. 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 6 
GR Grausgruber ist nicht im Sitzungs-
saal und nimmt an der Abstimmung 
nicht teil! 

   FPÖ-Fraktion: 6 
Vizebürgermeisterin K. Hemtsberger, 
DI. Hoyer, R.Hemetsberger, 
Schmuck, Sailer, Leeb-Dorfer 

   GRÜNE-Fraktion: 1 C. Hauschildt-Buschberger 

      

Gegen den Antrag 1 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion: 1 Mag. Kaniak 

   GRÜNE-Fraktion:   

 

Stimmenthaltungen 3 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion: 3 Ebner, Dr. Tostmann, Dr. Lamatsch 

 
 
Dr.A. 4:  Kanalbaufinanzierung 
 
Annahme eines Fördervertrags von der Kommunalkredit Public Consulting GmbH (KPC) zur 
Finanzierung der Kanalbauabschnitts BA 20 
 
Von der KPC wurde ein Fördervertrag zur Finanzierung des Kanalbauabschnitts 20 vorgelegt. Die 
Gesamtförderung beträgt € 15.719,-- und wird in Form eines Investitionszuschusses ausbezahlt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag,  
den vorliegenden Fördervertrag anzunehmen! 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest.  
 
GR Harald Huber ist zum Zeitpunkt der Abstimmung nicht im Sitzungssaal! 
 
 
21. Allfälliges 
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GR Dipl. Ing. Hoyer fragt an, ob es schon eine Entscheidung der Musterleistungskommission hinsichtlich 
der überprüften Baukosten beim Kanalbauabschnitt 15 (Gerlham) gibt? 
 
GR.Dr.Geist-Krojer zeigt sich verwundert, dass der Sozialausschuss 250 Stunden an Arbeitsleistung 
durch den Bauhof verbraucht haben soll. Sie frage sich wofür und würde sich das gerne anschauen. 
 
Vizebgm.Hemetsberger K. erkundigt sich, ob die Elektrizität in der Küche des Jugendtreffs nun erledigt 
sei, was bejaht wird. 
 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung  
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 08.02.2018 wurden keine Einwendungen erhoben.  
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:45 Uhr.  
  
 
 
 
 

Der Schriftführer:                    Der Vorsitzende:  
 
 
  
........................................................             ........................................................  
         (AL Manfred Binder )                   (Bgm. Mag.Reiter Johann)  
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom 
28.06.2018 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne des § 
54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt.  
  

 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Mag. Johann Reiter) 
 

 
 
 
 
Für die SPÖ-Fraktion:                 Für die ÖVP-Fraktion:  

 
  
  
........................................................              ........................................................  

(GV. Ing. Kurt Berger)                    (GR Dr. Oskar Vogel)  
 
  

 
Für die FPÖ-Fraktion:                  Für die GRÜNE-Fraktion:  
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........................................................              .......................................................  

(GV. Rudolf Hemetsberger)               (GV. Claudia Hauschildt-Buschberger) 
  

 


